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Unentschuldigtes Fehlen vor oder nach Feiertagen 
 
Arbeitnehmer, die am letzten Arbeitstag vor oder am ersten Arbeitstag nach Feiertagen 
unentschuldigt der Arbeit fern bleiben, haben nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz kei-
nen Anspruch auf Bezahlung dieser Feiertage. Ist der Betrieb zwischen Weihnachten 
und Neujahr geschlossen, weil die ausfallende Arbeitszeit vor- oder nachgearbeitet wird, 
und fehlt ein Arbeitnehmer unentschuldigt entweder am letzten Arbeitstag vor dem 
Weihnachtsfest oder am ersten Arbeitstag nach dem Neujahrstag, so verliert er den 
Entgeltfortzahlungsanspruch für sämtliche Feiertage, also Weihnachtsfeiertag und Neu-
jahrstag. So entscheidet das Bundesarbeitsgericht in ständiger Rechtsprechung. Es ge-
nügt also ein Tag unentschuldigtes Fehlen vor oder nach den jeweiligen Feiertagen, um 
den gesamten Anspruch für sämtliche Feiertage untergehen zu lassen. 
 
 
Annahmeverzug setzt Arbeitsangebot voraus 
 
Ist bei einem Aufhebungsvertrag zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber streitig, ob 
das Arbeitsverhältnis dadurch wirksam beendet worden ist, setzt ein vom Arbeitnehmer 
geltend gemachter Vergütungsanspruch voraus, dass der Arbeitnehmer seine weitere 
Arbeitsleistung angeboten und der Arbeitgeber diese abgelehnt hat. Das hat das Bun-
desarbeitsgericht (BAG) im Fall einer Arbeitnehmerin entschieden, die nach den Ver-
handlungen über einen Aufhebungsvertrag eine Abfindung vom Arbeitgeber überwiesen 
bekam, worauf sie nicht mehr am Arbeitsplatz erschien, ihren Dienstschlüssel zurück-
sandte und die übersandten persönlichen Gegenstände entgegennahm. Gleichwohl 
klagte sie nach sieben Monaten auf Fortbestand des Arbeitsverhältnisses und bot nach 
neun Monaten ihre Arbeitsleistung wieder an. In seiner Begründung verweist das Ge-
richt darauf, dass der Arbeitgeber nur dann verpflichtet sei, eine Vergütung unter dem 
Gesichtspunkt des Annahmeverzuges zu zahlen, wenn der Arbeitnehmer zuvor seine 
Arbeitsleistung angeboten habe. 
 
Insofern bestehe kein Zahlungsanspruch für die Zeit zwischen dem vom Arbeitgeber 
irrtümlich angenommenen Zeitpunkt der Vertragsbeendigung und dem erstmaligen Ar-
beitsangebot der Arbeitnehmerin. (Urteil des BAG vom 7. Dezember 2005; Az.: 5 AZR 
19/05). 
 
 
Fristlose Kündigung nach Körperverletzung 
 
Begeht ein Arbeitnehmer während der Arbeitszeit eine schwerwiegende Körperverlet-
zung, rechtfertigt dies eine fristlose Kündigung. Das hat das Arbeitsgericht Frankfurt im 
Fall eines Gepäckfahrers auf dem Frankfurter Flughafen entschieden, der während sei-
nes Dienstes einer firmenfremden Person eine „Kopfnuss“ versetzte, worauf diese zu 
Boden ging und im Krankenhaus operiert werden musste. In seiner Begründung ver-
weist das Gericht darauf, dass bei derart schwerwiegenden Fällen von Tätlichkeiten we-
der eine Abmahnung noch eine innerbetriebliche Versetzung geboten sei. Daran ändere 
auch die Tatsache nichts, dass es sich bei dem Opfer um eine firmenfremde Person 
gehandelt habe. Denn der Tatbestand der Körperverletzung sei während der Arbeitszeit 
erfüllt worden. (Urteil des Arbeitsgerichts Frankfurt/Main vom 21. November 2005; Az.: 1 
Ca 2236/05). 
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Kündigungsfrist richtig berechnen 
 
Will ein Arbeitnehmer die Unwirksamkeit einer Kündigung geltend machen, muss er dies 
innerhalb von drei Wochen nach Zugang der Kündigung tun. Will sich der Arbeitnehmer 
dagegen nur gegen die falsche Berechnung der Kündigungsfrist zur Wehr setzen, ohne 
die Kündigung an sich anzugreifen, ist er an die Dreiwochenfrist nicht gebunden. 
 
Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall einer Hauspflegerin in einer privaten Pflege-
station entschieden, die außerhalb der Dreiwochenfrist geltend gemacht hatte, dass die 
gesetzliche Kündigungsfrist von zwei Monaten zum Monatsende in dem Kündigungs-
schreiben unzutreffend berechnet worden sei. In seiner Begründung verweist das Ge-
richt darauf, dass dies auch außerhalb der Dreiwochenfrist geltend gemacht werden 
könne. Die am 20. Januar ausgesprochene Kündigung mit unzutreffender Berechnung 
der Kündigungsfrist (6. Februar 2004) führe nicht zur Unwirksamkeit der Kündigung 
sondern dazu, dass die Kündigung erst zum gesetzlich korrekt berechneten Termin (31. 
März 2004) wirksam werde. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 15. Dezember 2005; Az.: 2 AZR 148/05). 
 
 
Überbetriebliche Ausbildung: Weiterbeschäftigung für Jugendvertreter 
 
War ein Lehrling im Rahmen einer überbetrieblichen Berufsausbildung als Jugend- und 
Auszubildendenvertreter tätig, kann er sein Weiterbeschäftigungsverlangen nur gegen 
seinen Vertragspartner richten, nicht gegen ein anderes Unternehmen, bei dem ihm le-
diglich ein Teil der praktischen Ausbildung vermittelt wurde. Das hat das Bundesarbeits-
gericht im Fall eines Jugendlichen entschieden, der bei einem Bildungsträger außerbe-
trieblich zum Kaufmann im Einzelhandel ausgebildet wurde. Im Rahmen des Vertrags-
verhältnisses ließ der Bildungsträger praktische Ausbildungsteile in einem Kaufhaus 
durchführen. Nach Abschluss der Ausbildung verlangte der Lehrling die Übernahme in 
ein unbefristetes Beschäftigungsverhältnis bei dem Kaufhausbetreiber. In seiner Be-
gründung verweist das Gericht darauf, dass ein solcher Anspruch (vgl. Paragraph 78a 
BetrVG) gegenüber dem Kaufhausbetreiber nicht bestehe, weil zwischen Lehrling und 
Kaufhaus kein Berufsausbildungsverhältnis bestanden habe. Das Ausbildungsverhältnis 
habe lediglich im Verhältnis zwischen Lehrling und Bildungsträger bestanden. Der Kauf-
hausbetreiber habe nur eine Verpflichtung gegenüber dem Bildungsträger erfüllt, indem 
er berufspraktische Inhalte vermittelt habe. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 17. August 2005; Az.: 7 AZR 533/04). 
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Betriebliche Ethikrichtlinien: Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates 
 
Legt ein Arbeitgeber in Ethikrichtlinien mitbestimmungspflichtige Verhaltensweisen für 
Arbeitnehmer fest, löst das Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates aus. Das hat das 
Landesarbeitsgericht Düsseldorf im Fall einer amerikanischen Gesellschaft entschieden, 
die in Deutschland Niederlassungen unterhält und in einer Ethikrichtlinie einen umfang-
reichen Verhaltenskodex über das Verhalten der Arbeitnehmer untereinander, die Ver-
antwortung gegenüber Arbeitgeber, Aktionären, Lieferanten, Wettbewerbern, Kunden 
sowie Gemeinden und Behörden erließ. In seiner Begründung verweist das Gericht dar-
auf, dass bei der Aufstellung von Ethikrichtlinien ein Mitbestimmungsrecht bestehe, 
wenn in die Verhaltensregeln mitbestimmungspflichtige Komplexe aufgenommen wür-
den. Die Mitbestimmung betreffe die Maßnahmen, die das Ordnungsverhalten der Mit-
arbeiter beinhalten, nicht dagegen Maßnahmen, die die Arbeitspflicht unmittelbar kon-
kretisieren oder abfordern. Dabei beschränke sich das Mitwirkungsrecht des Betriebsra-
tes auf Bereiche, für die ein Regelungsspielraum bestehe. So bestehe das Mitbestim-
mungsrecht hinsichtlich einer Regelung, wonach Arbeitnehmer dem Arbeitgeber jegli-
chen Verstoß gegen die Ethikrichtlinie offen oder anonym mitteilen müssten. Kein Mit-
bestimmungsrecht hingegen gebe es hinsichtlich eines absoluten Verbotes von Andro-
hung oder Ausübung von Gewalt während der Arbeit. 
(Beschluss des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 14. November 2005; Az.: 10 
TaBV 46/05). 
 
 
Sozialauswahl auf Betrieb beschränkt 
 
Spricht ein Arbeitgeber eine betriebsbedingte Kündigung aus, beschränkt sich die Sozi-
alauswahl auf den Betrieb, in dem der Arbeitnehmer beschäftigt wird. Das hat das Bun-
desarbeitsgericht im Fall eines Geschäftsstellenleiters einer Kaufhauskette entschieden. 
Dieser hatte anlässlich einer im Insolvenzverfahren ausgesprochenen betriebsbedingten 
Kündigung aufgrund einer Filialschließung die Notwendigkeit einer betriebsübergreifen-
den Sozialauswahl gefordert. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass 
die Beschränkung auf den Betrieb, in dem der Arbeitnehmer beschäftigt sei, nicht zu 
beanstanden sei. Das gelte selbst dann, wenn der Arbeitgeber seinerseits nach dem 
Inhalt des Arbeitsvertrages berechtigt sei, den Arbeitnehmer auch in andere Filialen o-
der an andere Dienstorte zu versetzen. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 15. Dezember 2005; Az.: 6 AZR 199/05). 
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Keine Sperrfrist bei Wechsel des Arbeitsverhältnisses  
 
Wechselt ein Arbeitnehmer freiwillig von einem unbefristeten in ein befristetes Arbeits-
verhältnis, führt dies in der Regel nicht zur Verhängung einer Sperrfrist beim 
Arbeitslosengeld. Das hat das Landessozialgericht Frankfurt/Main im Fall einer 
Montagehelferin entschieden, die ihr bei einer Zeitarbeitsfirma bestehendes 
unbefristetes Arbeitsverhältnis zugunsten eines besser bezahlten aber befristeten 
Arbeitsverhältnis bei einem anderen Arbeitgeber gekündigt hatte. Infolge ver-
schlechterter Auftragslage wurde das neue Arbeitsverhältnis nach Ablauf der Befristung 
nicht verlängert, woraufhin die Arbeitagentur eine 12-wöchige Sperre des 
Arbeitslosengeldes verhängte. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass 
die Arbeitnehmerin ihre Arbeitslosigkeit nicht grob fahrlässig herbeigeführt habe. Sie 
habe vielmehr einen wichtigen Grund für ihr Verhalten gehabt. Eine längerfristige 
Beschäftigung bei dem neuen Arbeitgeber sei nicht von vorneherein ausgeschlossen 
gewesen. Ohnehin sei in der Arbeitswelt bei der Vereinbarung eines neuen 
Arbeitsverhältnisses zumindest eine Probezeit üblich und zunehmend würden nur 
befristete Arbeitsverhältnisse angeboten. Dem Arbeitnehmer sei in der Regel nicht klar, 
aus welchen Gründen eine Befristung erfolge und unter welchen Voraussetzungen eine 
Verlängerung oder unbefristete Beschäftigung eingegangen werde. Dieses Risiko 
müsse der Arbeitnehmer auf sich nehmen, um überhaupt in ein Arbeitsverhältnis zu 
gelangen. Diese Flexibilität und Mobilität könne ihm daher nicht zum Vorwurf grober 
Fahrlässigkeit gemacht werden. (Urteil des Landessozialgerichts Frankfurt/Main vom 15. April 2005; Az.: L7/10 AL 
119/04). 
 
 
Freigrenze von Zuwendungen bei Betriebsveranstaltungen 
 
Tätigt ein Arbeitgeber aus Anlass von Betriebsveranstaltungen Aufwendungen von mehr 
als 200 DM (110 Euro) je Arbeitnehmer, liegt darin steuerpflichtiger Arbeitslohn. Das hat 
der Bundesfinanzhof im Fall einer Gesellschaft für Rechts-, Steuer- und Wirtschaftbera-
tung entschieden, die ihre Mitarbeiter zu einem Skiwochenende nach Österreich einge-
laden hatte und dort je Mitarbeiter zwischen 230 und 260 DM aufgewandt hatte. In sei-
ner Begründung verweist das Gericht darauf, dass Zuwendungen des Arbeitgebers an 
Arbeitnehmer dann kein Arbeitslohn sind, wenn sie im ganz überwiegenden eigenbe-
trieblichen Interesse getätigt würden. Das sei grundsätzlich anzunehmen, wenn sie dazu 
dienten, den Kontakt der Arbeitnehmer untereinander und damit das Betriebsklima zu 
fördern. Beim Überschreiten eines bestimmten Betrages der Aufwendungen erhielten 
sie aber ein derartiges Eigengewicht, dass sie in voller Höhe steuerpflichtiger Arbeits-
lohn seien. Diese Grenze sei in den Jahren 1996 und 1997 mit 200 DM angemessen 
typisiert gewesen. Es bestehe kein Anlass, diese Sätze regelmäßig anzupassen. 
(Urteil des Bundesfinanzhofs vom 16. November 2005; Az.: VI R 151/00). 
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Angemessene Fristen bei Wirksamkeit von Ausschlussfristen 
 
Eine Ausschlussfrist, die der Arbeitgeber im vorformulierten Arbeitsvertrag festgeschrie-
ben hat, ist unwirksam, wenn sie die Geltendmachung von Ansprüchen in einer Frist von 
zwei Monaten verlangt. Dies hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) entschieden. Zwar sei 
eine formulararbeitsvertragliche Klausel, nach der Ansprüche innerhalb einer bestimm-
ten Frist verfallen, grundsätzlich zulässig. Nach Auffassung des BAG (Urteil vom 28. 
September 2005, Az.: 5 AZR 52/05) muss die Frist jedoch mindestens drei Monate 
betragen. Der Entscheidung lag zugrunde, dass zwischen den Parteien ein vom Arbeit-
geber vorformulierter Formulararbeitsvertrag geschlossen worden ist, der unter anderem 
in einer Klausel eine Frist zur schriftlichen Geltendmachung von Ansprüchen von zwei 
Monaten ab Fälligkeit vorsieht, anderenfalls sei der Anspruch ausgeschlossen. Mit sei-
ner Klage macht der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Überstundenvergütung aus dem 
Vertrag geltend. 
 
Mit seiner Entscheidung hat das BAG die von der Entscheidung des erstinstanzlich zu-
ständigen Arbeitsgerichts abweichende Entscheidung des Landesarbeitsgerichts bestä-
tigt. Der Arbeitgeber wurde zur Zahlung verpflichtet. Der Anspruch des Arbeitnehmers 
sei nicht verfallen. Die vertraglich vorformulierte Ausschlussfrist sei unwirksam. Eine 
Ausschlussfrist, die die erstmalige Geltendmachung innerhalb von weniger als drei Mo-
naten verlange, sei unangemessen kurz. Sie benachteilige den Arbeitnehmer unange-
messen und sei mit den wesentlichen Grundgedanken des Verjährungsrechts nicht ver-
einbar. Auch schränke sie wesentliche Rechte, die sich aus der Natur des Arbeitsver-
hältnisses ergeben, so ein, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet werde. 
Die Ausschlussfrist von zwei Monaten sei wegen Paragraph 307 BGB unwirksam und 
falle ersatzlos weg, während der Arbeitsvertrag an sich wirksam bleibe. 
 
Die Entscheidung des BAG knüpft an ein früheres Urteil an, bei dem es um zweistufige 
Ausschlussfristen ging. Diese bedeuten, dass der Vertragspartner in der ersten Stufe 
innerhalb einer bestimmten Frist aufgefordert werden muss, seine arbeitsvertraglichen 
Pflichten zu erfüllen (zum Beispiel Aufforderung, Überstundenvergütung zu zahlen). 
Wird dies abgelehnt, gibt es als zweite Stufe eine weitere Frist, innerhalb derer der An-
spruch geltend gemacht werden muss, um nicht zu verfallen. Für diese zweite Stufe hat-
te das BAG im Urteil vom 25. Mai 2005, 5 AZR 572/04) ebenfalls eine Mindestfrist von 
drei Monaten verlangt. Die jetzige Entscheidung bezieht sich auf eine einstufige Aus-
schlussfrist, die nur die fristgebundene Geltendmachung gegenüber dem Vertragspart-
ner erfordert. Es liegt nahe, diese Entscheidung zur einstufigen Frist auch auf die erste 
Stufe der zweistufigen Ausschlussfristen zu übertragen. 
 
Tipp: Werden in einem Formulararbeitsvertrag Fristen für die Geltendmachung von An-
sprüchen sowie für die anschließende gerichtliche Durchsetzung festgelegt, sollten die-
se nicht kürzer als drei Monate sein. 
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Langfinger als Mitarbeiter 
 
Fast jedes zweite Unternehmen ist in den vergangenen zwei Jahren Opfer einer wirt-
schaftskriminellen Handlung geworden. Neben Unterschlagung (29 Prozent), Betrug (23 
Prozent), waren Industriespionage und Produktpiraterie (13 Prozent) die häufigsten De-
likte. Das sind die Ergebnisse der Studie „Wirtschaftskriminalität 2005“ der Wirt-
schaftsprüfungs- und Beratungsgesellschaft PricewaterhouseCoopers (PwC). Der 
Schaden der Handlungen beträgt für die Jahre 2003 und 2004 rund 3,4 Milliarden Euro. 
 
Auffallend ist: Rund die Hälfte der Straftaten wurden von den Mitarbeitern begangen. Im 
Durchschnitt sind die Täter zwischen 30 und 50 Jahre alt. Sie gehören dem Unterneh-
men mindestens zwei Jahre, in einigen Fällen sogar mehr als fünf Jahre an. Obwohl die 
Anzahl der registrierten Delikte im Vergleich zu der Studie aus den Jahren 2001/2002 
um rund sieben Prozentpunkte gestiegen ist, sehen viele Unternehmen keine besondere 
Notwendigkeit zu Handeln. Das Risikobewusstsein ist nach Ansicht des PwC-Experten, 
Steffen Salvenmoser, nur sehr schwach ausgeprägt. Nur etwa ein fünftel der Unterneh-
men gehen davon aus, dass sie in den nächsten fünf Jahren Opfer von Wirtschaftskri-
minalität werden. Die Studie basiert auf der Befragung von Verantwortlichen für Krimi-
nalprävention und -aufklärung von mehr als 3.500 Unternehmen in 34 Ländern. 
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